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Mehr Leistung bei weniger Geld? 
Strategische Hochschulplanung – zwischen Staat und Markt

Die Hochschulen sahen sich in den letzten 
Jahrzehnten großen Herausforderungen 
gegenüber. Bildeten Sie vor fünfzig Jahren 
Führungskräfte für die öffentliche Hand 
und für die Wirtschaft aus, sind sie mitt-
lerweile zu Einrichtungen der Massenaus-
bildung geworden. Der generelle Trend zu 
höheren Qualifikationen, speziell zu einer 
Hochschulausbildung, hat in Verbindung 
mit demographisch starken Jahrgängen, 
die die Hochschulreife erwarben, in letzter 
Zeit zu einer Verdoppelung der Studienan-
fängerzahlen geführt. 

Die Finanzausstattung der Hochschulen hat mit 

der steigenden Nachfrage nach Hochschul-

bildung allerdings zu keinem Zeitpunkt Schritt 

halten können. Bereits in der ersten Phase des 

Ausbaus verschlechterten sich die volkswirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen und die öffentlichen Hände mussten Ausgabensteigerungen für 

die Wissenschaft zurückfahren, zum Teil sogar deutliche Kürzungen ihrer Wissenschaftsetats vor-

nehmen. Die wachsende Bedeutung, die den Hochschulen zuteilwurde, fand keine Entsprechung in 

ihrer Finanzierung. Mit einem Anteil der Hochschulausgaben von 1,1 Prozent am Bruttoinlandspro-

dukt liegt Deutschland deutlich unter dem Durchschnittswert der OECD-Staaten von 1,5 Prozent. 

Dabei sind sowohl der Anteil der öffentlichen Ausgaben für den Tertiärbereich als auch der Anteil der 

privaten Ausgaben unterdurchschnittlich. 

Eine wichtige Ursache für die wachsende Kluft zwischen Nachfrage und Finanzausstattung ist die 

föderale Kompetenzverteilung. Die Expansion des Hochschulbereichs brachte die für die Finanzie-

rung der Hochschulen verantwortlichen Länder an ihre finanziellen Grenzen. Da sie kaum über ei-

gene steuerliche Einnahmen verfügen und bedingt durch Bundesgesetze eine Vielzahl finanzieller 

Verpflichtungen im Sozialbereich haben, wurden die Möglichkeiten für die Finanzierung von Schulen 

und Hochschulen immer weiter eingeschränkt. 

Zur unzureichenden Finanzierung der enormen quantitativen Herausforderungen gesellte sich im 

gleichen Zeitraum eine Fülle neuer Anforderungen an die Hochschulen: Sie sollen unter anderem 

attraktiv für internationale Studierende sein, beruflich qualifizierten jungen Menschen ohne traditi-

onelle Hochschulzugangsberechtigung ein erfolgreiches Studium ermöglichen, die Studienabbruch-

quote verringern, vermehrt Angebote im Bereich des lebenslangen Lernens machen, junge Frauen 

für ein MINT-Studium interessieren, Chancengleichheit von Männern und Frauen verwirklichen, For-

Auf Output gepolt: Leistungs- und belastungsorientierte 
Mittelverteilung und Zielvereinbarungen erhöhen den 
Druck auf Hochschulen.
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schung auf international wettbewerbsfähigem Niveau betreiben und natürlich ökonomische Impulse 

in Form eines nachfrageorientierten Wissens- und Technologietransfers generieren sowie wirkungs-

volle Gründungsunterstützung und -förderung zugunsten der Region und der gesamten Volkswirt-

schaft gewähren. Neben Forschung und Lehre trat damit eine Vielzahl neuer Ziele und Erwartungen, 

das traditionelle Aufgabenspektrum der Hochschulen wurde enorm ausgeweitet: Die Gesellschaft 

erwartet mehr von den Hochschulen, als sie von ihrem Zuschnitt und ihrer finanziellen Ausstattung 

her leisten können. In hochschulpolitischen Diskussionen sowie in der wissenschaftlichen Literatur 

ist deswegen von der Funktionsüberlastung (Hödl/Zegelin 1999) beziehungsweise der strukturel-

len Unterfinanzierung der Hochschulen die Rede. In Politik und Öffentlichkeit war und ist die Ein-

sicht in diese Zusammenhänge allerdings noch nicht ausreichend entwickelt. Vielmehr wurden die 

Hochschulen immer wieder mit dem Vorwurf mangelnden Leistungsvermögens konfrontiert. Parallel 

wurde eine umfassende Reform der Studienstrukturen auf den Weg gebracht, die zum einen eine 

bessere Qualität der Ausbildung, gleichzeitig aber auch eine kostengünstigere Ausbildung gewähr-

leisten sollte.

Von der Hochschulsteuerung zum Wettbewerbskonzept

Mit der ersten Krise der öffentlichen Haushalte in den siebziger Jahren hat die staatliche Seite zu-

nächst Anstrengungen unternommen, die Effizienz der Hochschulen durch zentrale Steuerung, de-

taillierte Vorgaben, Rechtsverordnungen und bürokratische Kontrollverfahren zu verbessern. Diese 

Vorgehensweise brachte aber keinen Erfolg. Bald wuchs die Erkenntnis, dass Einrichtungen von 

der Größe mittlerer Unternehmen, die Leistungen in Lehre, Forschung, Weiterbildung, Wissens- und 

Technologietransfer, Gründungsförderung, Internationalisierung, Gleichstellungsförderung et cetera 

in einem komplexen gesellschaftlichen Geflecht zu erbringen haben, nicht effizient geführt wer-

den können, wenn sie wie nachgeordnete Einrichtungen der Wissenschaftsministerien der Länder 

gesteuert werden: Der Einblick in die Verhältnisse vor Ort fehlt, Veränderungen in den Leistungsan-

forderungen und plötzlich eintretende Entwicklungen werden nicht erkannt, Notwendigkeiten kön-

nen nicht bedient und tatsächlich vorhandene Einsparpotenziale nicht identifiziert werden. Hinzu 

kommt, dass das kameralistische Haushaltssystem, das den Hochschulen vorgeschrieben war, in 

keiner Weise erfolgsorientiert und damit nicht dazu angetan ist, Hinweise in Richtung Effizienz oder 

Effektivität zu geben.

Als Konsequenz setzten Politik und Öffentlichkeit seit den 1990er-Jahren dann stärker auf Anreiz-

systeme als auf Vorgaben. Es wurde eine partielle Deregulierung eingeleitet, Elemente der Finanz-

autonomie wurden eingeführt, zum Teil wurden die Hochschulhaushalte flexibilisiert, zum Teil in 

Globalhaushalte überführt. Ein Wettbewerb zwischen den Hochschulen sollte an die Stelle staat-

licher Kontrolle und Steuerung treten. Der Markt sollte richten, was zentrale Steuerung nicht ver-

mochte: mehr Leistung bei gleichbleibenden Mitteln aus den Hochschulen herausholen.

Damit fand ein Paradigmenwechsel in der Hochschulpolitik statt. Mit dem Wettbewerbsgedanken 

war die Idee von der Einheitlichkeit und Gleichheit aller Hochschulen einen Typs, die bis dahin ver-

treten und durch eine Vielzahl von vorgegebenen Parametern gesichert worden war, nicht mehr 

verträglich. Nun wurde die Differenzierung der Hochschulen verfolgt, Profilbildung der einzelnen 

Einrichtungen wurde zum Gebot der Stunde. Der Staat zog sich ein Stück aus der Hochschulsteu-

erung zurück, in den Bereichen Recht, Haushalt, Personal, Organisation entstanden neue Entschei-

dungs- und Handlungsspielräume. Die Hochschulen standen vor der Aufgabe, die Lücke zwischen 

wachsenden Anforderungen und zur Verfügung stehenden Ressourcen selbst zu schließen, indem 

sie die Effizienz und Effektivität ihrer Arbeit erhöhten (Zechlin 2007). Dies war der Preis für eine 

größere Autonomie.
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Zwischen Staat und Markt
Das Verhältnis von Staat und Hochschulen wurde durch neue Instrumente wie die leistungs- und 

belastungsorientierte Mittelverteilung und durch Zielvereinbarungen auf eine neue Ebene gestellt. 

Die neu eingeführte formelgebundene Mittelverteilung ersetzte das überkommene Gießkannenprin-

zip, das bis dahin eine Finanzierung unabhängig von erbrachten Leistungen sichergestellt hatte. 

Nun sollte Leistung sich lohnen. Hochschulen, die im Bereich von Forschung und Lehre besonders 

viel „Output“ hervorbrachten, also Studierende zu einem erfolgreichen Abschluss führten, beson-

ders viel Drittmittel einwarben, Forschungspreise errangen oder in Evaluationen gut abschnitten, 

erhielten einen höheren Prozentsatz von der Mittelsumme, die für die Hochschulen eines Landes 

bereitstanden. Darüber hinaus wurden spezielle Ziele im Rahmen von Verträgen und Zielvereinba-

rungen ausgehandelt und festgeschrieben.

Um in diesem Wettbewerb um Mittel nach neuen Regeln bestehen zu können, mussten die Hoch-

schulen ihre Steuerungs- und Managementinstrumente anpassen. So war es unter anderem nötig, 

das Anreizsystem, das von staatlicher Seite durch die Mittelverteilungsformel verkörpert wurde, 

durch ein System der internen Mittelverteilung auf die Hochschule zu übertragen. Vor allem aber 

mussten die Hochschulen zum ersten Mal eine langfristige Planung betreiben, um die eigene Ein-

richtung in einem veränderten Umfeld optimal zu positionieren. Damit wurde die strategische Pla-

nung zu einem entscheidenden Bestandteil des Hochschulmanagements.

Hochschulen sind keine Unternehmen 
Im Rahmen der strategischen Planung ermitteln Unternehmen, in welche Richtung sie sich entwi-

ckeln müssen, um möglichst große Marktanteile zu sichern. Dabei wird eruiert, welche Erfolgspo-

tenziale sie nutzen und ausschöpfen müssen, und welchen Weg in Form zu ergreifender Aktionen 

und zu allozierender Ressourcen sie dazu wählen sollen. Die Übertragung dieses Ansatzes aus dem 

Unternehmensbereich auf die Hochschulen stößt allerdings an Grenzen. Hochschulen sind anders 

als Unternehmen. Der Unterschied besteht nicht nur darin, dass sie im Regelfall keine Handels-

waren hervorbringen. Zudem liegt er auch in ihrer andersartigen Struktur: Hochschulen sind Ex-

pertenorganisationen. Experten „sind Besitzer der strategisch bedeutsamsten Ressource, von der 

die Leistungsfähigkeit und Reputation der Universität abhängt“ (Zechlin 2007) – das Wissen. Diese 

Andersartigkeit hat weitreichende Auswirkungen auf den Prozess der strategischen Planung.

Strategische Planung
Um sich in einem wettbewerblichen Umfeld und im Rahmen einer leistungsorientierten Mittelver-

teilung erfolgreich positionieren zu können, muss die Hochschule sich also entscheiden, in welche 

Richtung sie sich entwickeln will und mit welchen – auch finanziellen – Mitteln sie dies erreichen 

kann. Sie muss strategische Prioritäten setzen und das eigene Profil schärfen.

Bei der Entwicklung des Profils müssen Aussagen zum langfristigen gesellschaftlichen Nutzen, den 

die Hochschule erbringen soll, getroffen werden. Hierzu trägt die Formulierung eines Leitbildes oder 

Mission Statements bei. Es muss das Selbstverständnis der Hochschule widerspiegeln, ebenso wie 

die Werte und Kultur, die sie prägen. Grundlegend hierfür ist eine Analyse der Stärken und Schwä-

chen sowie der Chancen und Gefahren des Profils. Bei der Erarbeitung des Leitbildes muss die 

Frage geklärt werden, wo sich die individuelle Hochschule innerhalb der Hochschullandschaft sieht 

und welche Herausforderungen sie für die kommenden Jahre ausmacht. Dabei sind die Interessen 

der unterschiedlichen Stakeholder wie Land, Studierende, Beschäftigte, künftige Arbeitgeber eben-

so zu berücksichtigen wie zu erwartende Veränderungen der gesetzlichen und finanziellen Rah-

menbedingungen. Wichtig ist aber vor allem auch die Reflexion der großen sich langsam vollziehen-

Das Verhältnis von Staat 
und Hochschulen wurde 
durch neue Instrumente 
wie die leistungs- und be-
lastungsorientierte Mittel-
verteilung und durch Ziel-
vereinbarungen auf eine 
neue Ebene gestellt.

”



                                                                               Autonomie und Steuerung	 35

wissenschaftsmanagement 6 • november/dezember • 2013

den Veränderungen im Umfeld der einzelnen Hochschulen wie die Veränderung im Verhältnis der 

Hochschularten zueinander oder die Entwicklung neuer Erwartungen an die Hochschulen.

An der Formulierung des Leitbildes müssen alle Gruppen der Hochschule beteiligt werden. Dieser 

Prozess, der oft ausgesprochen mühsam ist, nicht ohne Konflikte abläuft und mehrere „Schleifen“ 

erfordert, hat in der Regel eine ausgesprochen positive Auswirkung auf die Hochschule. Die Ent-

wicklung der gesamten Organisation wird bei weitreichender Autonomie der Fachbereiche gefördert 

(Hödl/Zegelin 1999). Eine große Herausforderung liegt in der Gestaltung des Strategieprozesses. 

Schlussendlich müssen viele autonome Teilstrategien zu einem stimmigen Ganzen vereint werden. 

Es ist zu klären, welche Entscheidungen auf welcher Ebene getroffen werden. Die Hochschulleitung 

kann nur einen groben strategischen Rahmen vorgeben und eine gemeinsame Orientierung für die 

Mitglieder der Hochschule schaffen. Sie beschränkt sich auf Steuerung, Abstimmung und Vermitt-

lung in Konfliktfällen. 

Nach Erarbeitung des Leitbildes müssen mittel- und langfristige Strategien beschrieben werden, 

mit deren Hilfe die normativen Ziele erreicht werden sollen. Dies muss in konkreter Weise bezogen 

auf die einzelnen Aufgabenfelder geschehen. Wo immer möglich, müssen die gesetzten Ziele über 

quantitative Indikatoren operationalisiert und mit zeitlichen Meilensteinen versehen werden, sodass 

eine Überprüfung der Zielerreichung nicht nur auf der Basis qualitativer Einschätzungen möglich ist. 

Der angestrebte Entwicklungsprozess muss durch ein umfassendes Controlling und ein integriertes 

Qualitätsmanagementsystem gesteuert werden. Dies soll gleichzeitig auch eine zeitnahe Fortschrei-

bung der Ziele und Leitlinien ermöglichen, um der Hochschule ihre Dynamik und ihr Potenzial zu 

erhalten, auf kurzfristige Entwicklungen, veränderte Rahmenbedingungen und Innovationen schnell 

und flexibel reagieren zu können. Im Rahmen eines strategischen Controllings muss sie überprüfen, 

inwieweit die formulierten Zwischenziele erreicht wurden und ob beziehungsweise welche Anpas-

sungsmaßnahmen vorzunehmen sind.

Die Umsetzung der strategischen Planung erfordert das gemeinsame und zielgerichtete Handeln 

aller Hochschulangehörigen – die Leitlinien müssen respektiert und im alltäglichen Verhalten um-

gesetzt werden. Dann ist in hohem Maße die Voraussetzung gegeben, dass die Hochschule den 

Anforderungen der Zukunft gerecht werden kann.

Schlussbemerkung
Das Steuerungsinstrumentarium der Hochschulen ist in einem Spannungsfeld zwischen autonomer 

Einrichtung und nachgeordneter Einrichtung zu gestalten. Das prägt die Möglichkeiten der strategi-

schen Planung, limitiert aber auch die Risiken. Gleichwohl sollte jede Hochschule diesen Prozess re-

gelmäßig in Angriff nehmen, weil sie damit nicht nur die Chance nutzt, die eigene Zukunft zu gestal-

ten, sondern auch Corporate Identity zu schaffen. Die Hochschulen haben in den vergangenen zwei 

Jahrzehnten erheblich an Autonomie gewonnen. Die Erfahrungen zeigen, dass es den Hochschulen 

mit Hilfe dieser gewachsenen Spielräume gelungen ist, ihre Leistung und Effizienz zu steigern. Sie 

haben geeignete Instrumente entwickelt, die diesen Prozess unterstützen. Die erfolgreiche Positio-

nierung des Hochschulstandorts Deutschland wird auch in Zukunft nur gelingen, wenn an diesem 

Weg festgehalten wird. Allen Ansätzen, die Autonomie der Hochschulen durch Gesetzesinitiativen 

wieder einzuschränken, ist daher eine deutliche Absage zu erteilen. Kontakt: 

Prof. Dr. Horst Hippler 
Präsident 
Hochschulrektorenkonferenz 
Ahrstrasse 39 
53175 Bonn 
Tel.: +49 228 887-153

Literatur:

Hödl, E., Zegelin, W., Hochschulreform und Hochschul- 
management, Marburg 1999.

Zechlin, L., Strategische Hochschulentwicklung, in:  
Die Hochschule 1/2007, S. 115 ff.

Die erfolgreiche Positio-
nierung des Hochschul-
standorts Deutschland 
wird auch in Zukunft nur 
gelingen, wenn an diesem 
Weg festgehalten wird. 
Allen Ansätzen, die Auto-
nomie der Hochschulen 
durch Gesetzesinitiativen 
wieder einzuschränken, 
ist daher eine deutliche 
Absage zu erteilen.

”


